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Bonn, den 24. November 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr. : Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 592 — 


Die Kleine Anträge der Fraktion der FDP beant- 
worte idi wie lolgt: 


Zu den Fragen 1 und 2 

Bei der Beratung des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 8. April 1922 beantragte der 
36. Aussdmß eine Reidistagsentschließung des In- 
halts, die Reidisregierung solle einen Gesetzent- 
wurf über die Umwandlung der Verwertungsstelle 
in eine AG vorlegen (Verhandlungen des Reidis- 
tags Bd. 371 S. 3638). Dieser Antrag ist nie Gesetz 
geworden. Er teilte das Sdncksal des § 82 Abs. 2 
des Entwurfs zu dem Monopolgesetz vom 26. Juli 
1918, wekhcr der damals vorgesehenen „Gesdiafts- 
abteilung" die Forni einer G.m.b.H. geben und 
durdi diese Verselbständigung der Gesdiäftsabtei- 
lung eine kaufinännisdie Betriebsführung erleidi- 
tern wollte (Bundesrats-Drucksadie 1918, Nr. 51, 
S. 15, 64). Vielmehr wurden in § 75 des Gesetzes 
von 1918 der ßundesrat und in § 9 Abs. 3 des 
Gesetzes von 1922 der Reichsminister der Finanzen 
ermächtigt, die Verwertungsstelle mit dem Mono- 
polaint zu einer nadi einheitlidien Grundsätzen 
eingerichteten Behörde (bzw. zu einer einheitlidien 
Behörde) zu vereinigen. Von dieser Ermächtigung 
ist kein Gebrauch gemadit worden. 

Die Verwaltung des Branntweinmonopols obliegt 
heute auf Grund von § 1 des Gesetzes über die 
Erriditung der Bundesmonopolverwaltung für Brannt- 
wein vorn 8. August 1951 (BGBl. I S. 491) der „iin 
Rahmen der BFV" errichteten Bundesmonopolver- 
waltung. Auf sie finden die für die ehemalige 
Reichsinonopolverwaltung erlassenen Bestimmungen 
Anwendung. Die Bundesmonopolverwaltung besteht 
nadi § 4 Abs. 1 BranntwMonG aus dem Monopol- 
amt und der Verwertungsstelle; die — gemein- 
same — Spitze bildet ein Präsident. Das Monopol- 
amt ist nach § 8 a. a. O. eine Behörde. Die Ver- 
wertungsstelle führt nach § 9 a. a. O. die kauf- 
männischen Geschäfte der Monopolverwaltung. 


Das Monopolamt und che Verwertungsstelle sind 
also Abteilungen der Bundesmoiiopol Verwaltung, 
deren Präsident iiaUi § 7 BranntwMonG zur Ver- 
tretung der Mono[)olverwaltung bei allen Rechts- 
handlungen und Rechtsstreitigkeiten berufen ist. 

§ 9 BranntwMonG bestimmt nur allgemein, daß 
der Verwertiingsstelle die Führung der kaufmän- 
nisciien Gesdiäfte obliegt, ohne eine genaue Defi- 
nition dieser Gesdiäfte zu geben. Es ist deshalb 
verständlidi, daß seinerzeit beim Aufbau der Ver- 
wertungsstelle und bei der Eingliederung der 
Spii ituszentrale in die neugesdiaffene Reidismono- 
polverwaltung Abgrenzungen notwendig wurden. 
Der RdF-Erlaß vom 19. März 1924 - II st 1958 -diente 
diesem Zweck. 

l^ie Entwicklung des 13ranntweininonopols nach dem 
zweiten Weltkrieg und die Verkleinerung dos 
Bundesgebiets zwangen zu einer Überprüfung der 
Organisation der Bundesmonopolverwaltung. Es 
ergab sich die Notwendigkeit, gewisse Aufgaben- 
gebiete des Monopolamtes und der Verwertuiigs- 
stelle umzugliedern und organisatoriscii zusainmen- 
zufasseii. Dieser Notwendigkeit trägt der Erlaß 
vom 30. April 1958 - III A, 1 - 0 3120 - 11/57 - Redi- 
nung, der nach einer umfassenden Geschäftsprüfung 
bei der Bundesmonopolverwaltung und ihrer Außen- 
stellen und nach eingehender Erörterung ergangen 
ist. Er sieht ■ — abgesehen von vielen anderen 
organisatorischen Maßnahmen — vor, daß — gemein- 
sam für Monopolamt und Verwertungsstelle — ein 
einheitlidies Präsidialbüro und ein einheitliches 
Personalbüro gebildet werden. Beide Büros unter- 
stehen dem Präsidenten unmittelbar. Diese Lösung 
ist eine echte Vereinfaduing gegenüber dem frü- 
heren Zustand. Denn früher bestanden bei jedem 
der beiden Zweige der Bundesmonopolverwaltung 
(Monopolamt einerseits, Verwertungsstelle mit 
Hauptverwaltung und Außenabteilungeii andrer- 
seits) je ein Präsidialbüro und je ein Personalbüro. 
Diese vier Büros sind jetzt zu zw'ei Büros zusam- 
mengelegt worden. Die Bearbeitung aller Verwal- 
tungs-, Personal- und Besoldungsangelegenheiten 
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des Monopolaints und der Verwertungsstelle durch 
gemeinsame Stellen hat den Vorteil, daß diese Ange- 
legenheiten nacii cinheitlidren Grundsätzen behan- 
delt werden. Die Vereinfachung spart audi Personal 
und ist daher zweckmäßig und wirtsdnaftlicii. Die 
Grundkonzeption der „freien kaufmännischen Ge- 
schäftsführung'' der Verwertungsstelle, wie sie in 
dem RdF-Erlaß vom 19. Marz 1924 zum Ausdruck 
kcnnmf, wird dadurcii nicht berührt. Der RdF-Erlaß 
vom 19. März 1924 ist nur insoweit gegenstands- 
los geworden, als er mit der Neuorganisation nicht 
vereinbar ^var. Die auf kaufmännisciien Gebieten 
liegenden Angelegenheiten, wie die Branntwein- 
disposition, der Branntweinvertrieb, das Redniungs- 
wesen, die Fraditen und die technischen Angelegen- 
heiten sind nadi wie vor der Verwertungsstelle 
vorbehcdten. 

Anlaß für die Neuorganisation war der Prüfungs- 
beridit des Bimdesreciinungshofs vom 20. April 1956 
(vgl. BT-Drucksadie 2350 der 2. Wahlperiode). Dort 
recjt der Bundesredinungshof in Tz. 69 b) eine noch 
weitgehendere Zusammenfassung an: Er wiinsciit 
ein einziges, dem Präsidenten zu unterstellendes 
Zentralbüro, das sowohl die präsidialen Verwaltungs- 
arujelegenheiten als audi die IVrsonalsachen hear- 
beiten solle. Der Erlaß vom 30. April 1958 geht 
bewußt nicht so weit, sondern überläßt die beiden 
Arbeitsgebiete getrennten Biiros. 

Zu Frage 3 

Die geringfügige Einsparung von Beamtenkräften 
beim Reichsinonopolamt, wie sie der RdF-Erlaß 
vom 19. März 1924 vorsah, stand in ursächlichem 
Zusammerd'iang mit dem Aufbau der Verwertungs- 
stelle und der Eingliederung der Angestellten der 
Spirituszentrale in diese Stelle. Aufgaben, die bis 
dahin vom Reidismonopolamt wahrgenommen 
worden waren, waren auf die Verwertungsstelle 
übergegangen, so daß entsprechend Beamtenkräfte 
beim Mouopolaint zur anderweiten Verwendung 
frei wurden. Nur deswegen war mit der Umwand- 
lung der Verwertungsstelle eine Einsparung von 
Beaintenkräften beim Monopolamt verbunden. Im 
übrigen darf ich auf die Antwort zu Frage 5 ver- 
weisen. 

Zu Frage 4 ^ 

Nach § 9 Abs. 1 BranntwMonG steht die Befugnis, 
die Geschäftsführer der Verwertungsstelle zu 
bestellen, dem Bundesminister der Finanzen zu. 


Das Gesetz enthält keine Bestimmung, durdi die 
diese Befugnis eingesdiränkt wird ; insbesondere 
ist weder aus dem Wortlaut nodi aus dem Sinn 
der Bestimmungen über den Aufbau und die Auf- 
gaben der Bundesmonopolverwaltung (§§ 4 bis 10) 
zu entnehmen, daß Beamte bei der Verwertungs- 
stelle oder in ihrer Leitung nicht verwendet wer- 
den sollen. Wie bereits eingangs zu den Fragen 1 
und 2 ausgeführt, legt § 9 Abs. 3 BranntwMonG 
dem Bundesminister der Finanzen sogar die Befug- 
nis bei, Verwertungsstelle und Bundesmonopolamt 
zu einer einheitlidien Behörde zu vereinigen; für 
diesen Fall ist im Gesetz die Überführung der 
Angestellten in Beamtenstelleii vorgesehen. Wenn 
aber die Vereinigung zu einer einheitlidien Be- 
hörde und die Überführung der Angestellten in 
das Beamtenverhältnis gesetzlicii zugelassen sind, 
dann können gegen die Besetzung der Stelle des 
ersten Geschäftsführers mit einem Beamten Be- 
denken aus dem BranntwMonG nidit hergeleitet 
werden. 

Die bisherige Besetzung auch der leitenden Posten 
der Verwertungsstelle mit Angestellten beruhte 
also nicht auf gesetzlichen Vorschriften oder auf 
der Aufgabenstellung für die Verwertungsstelle. 
Sie erklärte sich vielmehr daraus, daß beim Auf- 
bau der Verwertungsstelle aucii die leitenden 
Angestellten der Spirituszentrale (des früheren 
privatwirtsdiaftlichen Zusainmensciilusses der 
Brennereiwirtsdiaft vor dem Inkrafttreten des 
BranntwMonG) in die Verwertungsstelle über- 
nommen werden mußten. 

Die Stelle des 1. Geschäftsführers der Verwer- 
tungsstelle ist aus wohlerwogenen Gründen mit 
einem dafür besonders geeigneten Beamten besetzt 
worden. Dieser Beamte war lange Zeit auf dem 
Gebiet des Branntweinmonopols besdiäftigt und 
besitzt große Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Branntweinwirtschaft. Nach seiner Persönlidikeit 
und seinem Werdegang bietet er die Gewähr für 
eine fachlich und kaufmännisch einwandfreie Lei- 
tung der Verwertungsstelle. Die freie kaufmän- 
nische Tätigkeit der Verwertungssteile wird dadurch 
nidit eingesdiränkt, wohl aber sidiergestellt, daß 
sidi diese Tätigkeit in den für eine Bundesdienst- 
stelle gebotenen Grenzen hält. 

Zu Frage 5 

Die Zahl der Beamten, Angestellten und Arbeiter 
hat sich bei der früheren Reichsmonopolverwaltung 
in den Jahren 1923 bis 1933 wie folgt entwickelt: 
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Geschäftsjahr 

Beamte 

Angestellte 

Arbeiter 

zusammen 

1923/24 

280 

985 

970 

2235 

1924/25 

156 

746 

807 

1709 

1925/26 

156 

729 

887 

1772 

1926 27 

146 

720 

1015 

1 881 

1927/28 

146 

717 

990 

1853 

1928/29 

145 

740 

1103 

1988 

1929/30 

151 

798 

1235 

2181 

1930/31 

158 

797 

1158 

2113 

1931/32 

166 

755 

1106 

2027 

1932 33 

173 

j 

744 

1149 

2066 


Demgegenüber ist die Entwicklung des Planslellen- 
bzw. Personalstandes bei der Buiidesmonopolver- 
waltung in den Jahren 1951 bis 1958 folgende 
gewesen : 


Gesdiäftsjahr 

Beamte 

Angestellte 

Arbeiter 

zusammen 

1950 '51 

79 (Planstellensoll 95) 

367 

242 

688 

1951 52 

83 (Planstellensoll 97) 

399 

236 

718 

1952 53 

91 (Planstellensoll 97) 

407 

238 

736 

1953 54 

95 (Planstellensoll 97) 

410 

232 

737 

1954/55 

92 (Plansteiiensoll 97) 

416 

235 

743 

1955/56 

93 (Planstellensoll 97) 

417 

237 

747 

1956/57 

98 (Planstellensoll 97) 

413 

242 

753 

1957/58 

99 (Plansteiiensoll 97) 

413 

235 

747 


Diese Angaben sind den alljährlich nadi §§ 6 
und 9 BranntwMonG der Bundesregierung vorzu- 
legenden Gesdiäftsberictiten der Bundesmonopol- 
verwaltung zu entnehmen (vgl. Drucksadien des 
Deutsdien Bundestages: 4263 der 1 . Wahlperiode ; 
464, 1311, 2259, 3344 der 2. Wahlperiode; 306 der 
3. Wahlperiode). 

Bei der regionalen und strukturellen Versdiieden- 
heit der heutigen Branntweinwirtschaft gegenüber 
der Zeit vor dem Kriege ist ein Vergleich der 
Personalbesetzung der Bundesmonopolverwaltung 


mit der der Reidismonopolverwaltung nur bedingt 
möglich. Tm übrigen ist das Verhältnis der Beamten- 
planstellen zu der Zahl der Angestellten in der 
Bundesmonopolverwaltung fast das gleidre wie in 
der Reidismonopolverwaltung (1958; 19,2 v. H. ; 

1933; 18,9 v. H.). 


In Vertretung: 

Hartmann 
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